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Referentenentwurf des BMUKN - Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen 
Infrastruktur und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
das Land Hessen bedankt sich für die Möglichkeit, zum Referentenentwurf Stellung nehmen zu 
können. 
 

I. Zum Entwurf 
 

1. Allgemein 
 
Das Land Hessen begrüßt, dass der Referentenentwurf gegenüber dem im März vorgelegten 
Entwurf hinsichtlich der staatlichen Steuerungselemente angepasst und weiterentwickelt wurde. 
Gleichzeitig enthält der aktuelle Entwurf weiterhin zahlreiche Regelungsmechanismen, die 
erhebliche negative Auswirkungen auf die Flächenbewirtschaftung, die land- und 
forstwirtschaftliche Nutzung sowie auf Bau- und Infrastrukturmaßnahmen haben können. 
 

2. Überragendes öffentliches Interesse 
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Die vorgesehene Regelung, wonach der Schutz von Nationalparken, Naturschutzgebieten, 
Kernzonen von Biosphärenreservaten, natürlichen, nicht entwässerten Mooren sowie die 
Wiedervernässung von Moorböden, sofern diese aus Mitteln des Aktionsprogramms Natürlicher 
Klimaschutz gefördert wird, jeweils im überragenden öffentlichen Interesse liegen sollen, ist 
kritisch zu bewerten. 
 
Im Rahmen der Planung und Genehmigung sind die zuständigen Behörden regelmäßig 
verpflichtet, sämtliche öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander 
gerecht abzuwägen. Das Abwägungsgebot ist Ausfluss des Rechtsstaatsprinzips und insbesondere 
des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes (vgl. Kraft, in: Eyermann, VwGO, 17. Aufl. 2026, § 114 Rn. 
210 ff.). Durch sogenannte Abwägungsdirektiven kann der Gesetzgeber einzelne Belange 
besonders gewichten und den Abwägungsvorgang in Richtung eines bestimmten Ergebnisses 
steuern. 
 
Ein Beispiel hierfür ist § 2 EEG. Danach liegen die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur 
Erzeugung erneuerbarer Energien sowie der zugehörigen Nebenanlagen im überragenden 
öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Bis zur nahezu 
treibhausgasneutralen Stromerzeugung sollen erneuerbare Energien als vorrangiger Belang in die 
Schutzgüterabwägung eingestellt werden. 
 
Die nun vorgesehene Ausweitung dieses Instruments auf den Schutz bestimmter Gebiete und auf 
Wiedervernässungsmaßnahmen wirft jedoch erhebliche rechtliche und praktische Fragen auf. Die 
Einstufung als „überragendes öffentliches Interesse“ führt zwar nicht zu einem absoluten 
Vorrang, verleiht den betroffenen Belangen jedoch ein erhebliches Gewicht im Rahmen der 
Abwägung. Dies birgt die Gefahr, dass andere verfassungsrechtlich geschützte 
Gemeinwohlbelange regelmäßig zurücktreten müssen, obwohl diese im Einzelfall ebenfalls von 
erheblicher Bedeutung sind. 
 
Dies gilt insbesondere für die Land- und Forstwirtschaft. Zwar werden diese nicht ausdrücklich als 
Staatsziel im Grundgesetz genannt. Die Sicherstellung einer leistungsfähigen Land- und 
Forstwirtschaft sowie einer sicheren Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln und 
nachwachsenden Rohstoffen setzt der Verfassungsgeber jedoch voraus. Zudem genießen land- 
und forstwirtschaftliche Betriebe den Schutz der Berufsfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG sowie des 
Eigentums nach Art. 14 Abs. 1 GG. Auch agrarstrukturelle Belange sind nach der Rechtsprechung 
und den einschlägigen Fachgesetzen als gewichtige öffentliche Belange anerkannt. 
 
Die vorgesehene Abwägungsdirektive droht dieses verfassungsrechtlich gebotene Gleichgewicht 
zu verschieben. Insbesondere innerhalb von Nationalparken und anderen geschützten 
Gebietskulissen können künftig selbst Maßnahmen der Unterhaltung bestehender 
Infrastrukturen, der Verkehrssicherung oder notwendige bauliche Maßnahmen zur 
Aufrechterhaltung land- und forstwirtschaftlicher Nutzungen erheblich erschwert werden. Zwar 
bleibt eine Einzelfallabwägung formal bestehen; faktisch besteht jedoch die Gefahr einer 
Vorprägung des Ergebnisses. Die gesetzliche Vorfestlegung eines überragenden öffentlichen 
Interesses kann dazu führen, dass entgegenstehende Belange bereits im Ausgangspunkt ein 
deutlich geringeres Gewicht erhalten und sich im Abwägungsvorgang regelmäßig nicht mehr 
durchsetzen können. 
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Hinzu kommt, dass insbesondere Nationalparke regelmäßig großflächige Gebiete umfassen, in 
denen sich neben den eigentlichen Schutzzonen auch vielfältige bestehende Nutzungen, 
Infrastrukturen sowie private und kommunale Eigentumsflächen befinden. Die pauschale 
gesetzliche Privilegierung sämtlicher Schutz- und Entwicklungsmaßnahmen innerhalb dieser 
Gebietskulisse wird der tatsächlichen Nutzungsvielfalt und den unterschiedlichen Betroffenheiten 
nicht gerecht. Vor diesem Hintergrund erscheint es sachgerechter, den hohen Rang des 
Naturschutzes weiterhin im Rahmen einer offenen und einzelfallbezogenen Abwägung zu 
berücksichtigen, anstatt durch eine generelle gesetzliche Abwägungsdirektive einzelne Belange 
dauerhaft und pauschal mit einem überragenden Gewicht auszustatten. Anderenfalls besteht die 
Gefahr, dass das gesetzlich vorgesehene Abwägungsgebot faktisch ausgehöhlt und die gebotene 
praktische Konkordanz zwischen Naturschutz, Eigentumsschutz, Land- und Forstwirtschaft sowie 
weiteren Gemeinwohlbelangen nicht mehr in angemessener Weise hergestellt werden kann. 
 
Sofern an der Regelung festgehalten wird, sind zumindest Ausnahmen für Maßnahmen 
vorzusehen, die der Erhaltung, Unterhaltung, Modernisierung oder dem Ersatz bestehender 
Infrastrukturen sowie der ordnungsgemäßen land- und forstwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
dienen. Die gesetzliche Einstufung als überragendes öffentliches Interesse darf nicht dazu führen, 
dass notwendige Instandhaltungs- und Entwicklungsmaßnahmen faktisch ausgeschlossen oder 
unverhältnismäßig erschwert werden.  
 
Die Regelung ist ferner um eine Klarstellung zu ergänzen, dass bestehende rechtmäßige 
Nutzungen sowie Maßnahmen zu deren Aufrechterhaltung, Anpassung oder Erneuerung von der 
Abwägungsdirektive unberührt bleiben. 
 
 

3. Landschaftsplanung § 9 Abs. 3 NatInfG-E 
 
Die Erweiterung der Inhalte von Landschaftsprogrammen und Landschaftsrahmenplänen um 
Flächen, die für künftige Naturschutzmaßnahmen, Kompensationsmaßnahmen, die 
Wiederherstellung der Natur, den natürlichen Klimaschutz sowie den Ausbau der „Natürlichen 
Infrastruktur“ besonders geeignet sind, wird kritisch bewertet. 
 
Zwar ist es grundsätzlich sinnvoll, naturschutzfachliche Potenziale frühzeitig zu erfassen und bei 
Planungen zu berücksichtigen. Die vorgesehene Regelung geht jedoch über eine reine 
Planungshilfe hinaus und kann zu einer faktischen Vorfestlegung land- und forstwirtschaftlicher 
Flächen führen. Die Aufnahme von Flächenkulissen in übergeordnete Landschaftsplanungen kann 
in der Praxis erhebliche Auswirkungen auf die spätere Nutzung, Bewirtschaftung und 
Entwicklungsmöglichkeiten der betroffenen Flächen haben. 
 
Besonders kritisch ist die Formulierung, wonach Flächen bereits aufgrund ihrer „natürlichen 
Entwicklungsmöglichkeit“ für künftige Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
ausgewiesen werden können. Dieses weit gefasste Kriterium eröffnet einen erheblichen 
Interpretationsspielraum und birgt die Gefahr, dass große Flächenbereiche vorsorglich für 
zukünftige naturschutzfachliche Zwecke reserviert werden. Dies kann die Verfügbarkeit 
landwirtschaftlicher Flächen einschränken und zu Unsicherheiten für Eigentümer und 
Bewirtschafter führen. 
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Auch die Verknüpfung mit dem Schutz und Ausbau der „Natürlichen Infrastruktur“ sowie des 
Biotopverbunds ist kritisch zu sehen. Da Umfang und konkrete Ausgestaltung dieser Kulissen 
bislang nicht abschließend definiert sind, besteht die Gefahr einer schleichenden Ausweitung von 
Flächenbindungen und Nutzungseinschränkungen. 
 
Die Begrifflichkeit der „Wiederherstellung der Natur“ ist ebenfalls weit gefasst und kann zu einer 
erheblichen Ausweitung potenzieller Flächenkulissen führen. Es besteht die Gefahr, dass Flächen 
bereits frühzeitig als Wiederherstellungsflächen identifiziert werden, obwohl weder konkrete 
Maßnahmen noch deren Umfang oder Auswirkungen feststehen. Dadurch können Unsicherheiten 
für Eigentümer und Bewirtschafter entstehen und langfristige Einschränkungen der 
Flächennutzung vorbereitet werden. Insbesondere ist sicherzustellen, dass die Umsetzung der EU-
Verordnung zur Wiederherstellung der Natur (Wiederherstellungsverordnung) nicht zu einer 
zusätzlichen pauschalen Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen führt. Die 
Wiederherstellung ökologischer Funktionen muss standortbezogen, verhältnismäßig und unter 
Berücksichtigung bestehender Nutzungen erfolgen. Eine flächenbezogene Vorratsplanung ohne 
ausreichende fachliche Priorisierung und ohne Einbindung der betroffenen Bewirtschafter wird 
abgelehnt. 
 
Die Landschaftsplanung muss weiterhin eine ausgewogene Abwägung zwischen Naturschutz, 
Landwirtschaft, Infrastrukturentwicklung, Eigentumsschutz und weiteren öffentlichen Belangen 
ermöglichen. Sie darf nicht zu einem Instrument werden, mit dem zukünftige 
Nutzungsentscheidungen faktisch vorweggenommen werden. 
 

4. Eingriffsregelung 
 

a) Nutzung/Bewirtschaftung von Agroforstsystemen auf Ackerland, § 14 Abs. 2a 
NatInfG-E 

 
Die vorgesehene Regelung wird grundsätzlich begrüßt. Die Klarstellung, dass die Anlage, Nutzung 
und Bewirtschaftung von Agroforstsystemen auf Ackerland unter den genannten 
Voraussetzungen keinen naturschutzrechtlichen Eingriff darstellt, stärkt die Akzeptanz dieser 
Bewirtschaftungsform und trägt zur Förderung multifunktionaler Landnutzung bei. 
Agroforstsysteme können einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz, zur Anpassung an den 
Klimawandel, zum Bodenschutz, zur Biodiversität sowie zur Diversifizierung landwirtschaftlicher 
Betriebe leisten. 
 
Positiv hervorzuheben ist insbesondere, dass auch die Beseitigung nach Inkrafttreten angelegter 
Agroforstsysteme zur Wiederaufnahme einer ausschließlich ackerbaulichen Nutzung oder zur 
erstmaligen Grünlandnutzung nicht als Eingriff qualifiziert wird. Dadurch wird verhindert, dass die 
Einführung von Agroforstsystemen zu einer dauerhaften rechtlichen Bindung der Flächen führt 
und die unternehmerische Entscheidungsfreiheit der landwirtschaftlichen Betriebe 
unangemessen eingeschränkt wird. 
 
Gleichwohl besteht weiterer Klarstellungs- und Anpassungsbedarf. Die vorgesehene 
Beschränkung auf Ackerland außerhalb von Natura-2000-Gebieten, Nationalparken, 
Biosphärenreservaten und Naturschutzgebieten greift zu kurz. Auch innerhalb dieser 
Gebietskulissen können standortangepasste Agroforstsysteme im Einklang mit den jeweiligen 
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Schutzzielen stehen und einen positiven Beitrag zum Natur- und Klimaschutz leisten. Eine 
pauschale Herausnahme dieser Flächen erscheint daher nicht sachgerecht. 
 
Darüber hinaus sollte klargestellt werden, dass auch notwendige Pflege-, Erhaltungs-, 
Erneuerungs- und Umgestaltungsmaßnahmen innerhalb bestehender Agroforstsysteme sowie 
ein Wechsel zwischen unterschiedlichen Agroforstsystemen von der Privilegierung umfasst sind. 
Nur so wird die notwendige Flexibilität für eine wirtschaftlich tragfähige Bewirtschaftung 
gewährleistet. 
 

b) Negativliste für den Eingriffsbegriff, § 14 Abs. 4 und 5 NatInfG-E 
 
Die vorgeschlagenen Klarstellungen werden grundsätzlich begrüßt. Sie tragen dazu bei, 
Rechtsunsicherheiten abzubauen und notwendige Unterhaltungs- sowie 
Gewässerentwicklungsmaßnahmen zu beschleunigen. Insbesondere die ausdrückliche 
Klarstellung, dass regelmäßig durchgeführte Unterhaltungsmaßnahmen an Verkehrswegen und 
zugehörigen Betriebsanlagen keinen Eingriff darstellen, stärkt die Planungssicherheit und 
verhindert unnötige Verzögerungen. 
 
Auch die Privilegierung von Maßnahmen zur ökologischen Verbesserung oberirdischer Gewässer 
ist grundsätzlich sachgerecht. Sie unterstützt die Umsetzung wasserrechtlicher Ziele und kann 
einen wichtigen Beitrag zum Hochwasser-, Klima- und Naturschutz leisten. 
 
Kritisch zu sehen ist jedoch, dass der Anwendungsbereich der Regelung eng gefasst ist und in der 
Praxis weiterhin Auslegungs- und Abgrenzungsfragen entstehen können. Insbesondere die 
Voraussetzungen des Absatzes 5 sollten so ausgestaltet werden, dass rechtmäßige Unterhaltungs-
, Ausbau- und Hochwasserschutzmaßnahmen nicht durch unbestimmte Rechtsbegriffe oder 
zusätzliche Prüfungen erschwert werden. 
 
Es ist klarzustellen, dass auch der bestimmungsgemäße Einsatz sowie die vorübergehende 
Verwendung und Beseitigung landwirtschaftlicher Betriebsmittel und Hilfsmittel, insbesondere 
Folien, Vliese, Netze, Kulturschutzabdeckungen, Bewässerungseinrichtungen sowie 
vergleichbarer Einrichtungen, keinen Eingriff im Sinne des § 14 BNatSchG darstellen. 
 

c) § 15 Abs. 3a – 15 %-Abschlag bei Inanspruchnahme von Ökokonten in Verbindung mit 
§ 15a NatInfG-E 

 
Die vorgesehene Reduzierung des biotopwertbezogenen Kompensationsbedarfs um 15 Prozent 
bei der Nutzung bevorrateter Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist grundsätzlich zu begrüßen. 
Die Regelung schafft Anreize für die frühzeitige Bereitstellung von Kompensationsmaßnahmen 
und kann Planungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigen. Ebenfalls positiv hervorzuheben 
ist in diesem Kontext die in § 15a vorgesehene Verwendung der Ersatzzahlungen nach § 15 Abs. 
6b. Danach sind Ersatzzahlungen vorrangig für den Erwerb von Maßnahmen Dritter, insbesondere 
aus bestehenden Ökokonten, einzusetzen. Dadurch wird die frühzeitige Anlage von Ökokonten 
gestärkt und die Verfügbarkeit geeigneter Kompensationsmaßnahmen verbessert.  Bereits 
geschaffene Naturschutzleistungen dürfen nicht ungenutzt bleiben. Wer vorhandene Ökokonten 
liegen lässt und stattdessen immer neue Flächen in Anspruch nimmt, belastet die Land- und 
Forstwirtschaft zusätzlich, ohne einen entsprechenden Mehrwert für den Naturschutz zu erzielen 
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Kritisch zu bewerten ist die Formulierung in § 15a NatInfG-E, wonach Ersatzzahlungen vorrangig 
zur Durchführung „eigener Maßnahmen“ zu verwenden sind. Der Begriff der „eigenen 
Maßnahmen“ ist gesetzlich nicht definiert und lässt offen, auf wessen Maßnahmen sich die 
Vorschrift bezieht. Insbesondere bleibt unklar, ob hierunter ausschließlich Maßnahmen der 
jeweils zuständigen Behörde oder auch Maßnahmen anderer öffentlicher Stellen oder Dritter 
fallen. 
 
Es sollte vielmehr priorisiert werden, dass Ersatzgelder dort eingesetzt werden, wo sie den 
größten Nutzen für Natur und Landschaft entfalten. Das ist insbesondere der Vertragsnaturschutz, 
der die Pflege von Natur vor Ort durch Land- und Forstwirte sicherstellt. 
 
 

d) § 15 Abs. 3b NatInfG-E – 20 %-Aufschlag bei Eingriffen in Flächen der Natürlichen 
Infrastruktur 

 
Die vorgesehene Erhöhung des biotopwertbezogenen Kompensationsbedarfs um 20 Prozent für 
Eingriffe in Flächen der „Natürlichen Infrastruktur" wird abgelehnt. 
 
Die Regelung führt zu einer zusätzlichen Verteuerung und Erschwerung von Vorhaben, ohne dass 
die Abgrenzung der „Natürlichen Infrastruktur" bislang hinreichend bestimmt ist. Damit werden 
erhebliche Rechtsunsicherheiten geschaffen. Gleichzeitig werden Infrastrukturvorhaben, 
Maßnahmen der Daseinsvorsorge sowie land- und forstwirtschaftliche Entwicklungen zusätzlich 
belastet. 
 
Darüber hinaus droht die Regelung die ohnehin bestehende Flächenkonkurrenz weiter zu 
verschärfen. Höhere Kompensationsanforderungen führen regelmäßig zu einem steigenden 
Bedarf an Ausgleichsflächen und damit zu weiteren Flächenentzügen zulasten der 
landwirtschaftlichen Produktion. 
 

e) § 15 Abs. 6a S. 4 NatInfG-E – Erhöhung der Ersatzzahlung um 20 Prozent 
 
Die vorgesehene pauschale Erhöhung der Ersatzzahlung um 20 Prozent wird kritisch bewertet. Ein 
sachlicher Grund für einen generellen Zuschlag ist nicht ersichtlich. Die Ersatzzahlung dient bereits 
nach geltendem Recht dazu, nicht realisierbare Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen finanziell zu 
kompensieren. Ein zusätzlicher pauschaler Aufschlag führt zu einer erheblichen finanziellen 
Mehrbelastung für Vorhabenträger, ohne dass ein entsprechender naturschutzfachlicher 
Mehrwert nachgewiesen wird. Die Regelung verteuert insbesondere Infrastrukturmaßnahmen. 
Sie steht damit im Widerspruch zu den Zielen des Bürokratieabbaus, der Planungsbeschleunigung 
und der Stärkung des Wirtschaftsstandorts. 
 
Die pauschale Ausgestaltung des Aufschlags sollte im weiteren Verfahren bzw. im Rahmen der 
vorgesehenen Evaluierung daraufhin überprüft werden, ob sie den unterschiedlichen 
Fallgestaltungen, insbesondere bei hohem Flächendruck, hinreichend Rechnung trägt. Dabei ist 
zugleich sicherzustellen, dass die Regelung die angestrebte Beschleunigungswirkung für 
Infrastrukturvorhaben nicht konterkariert.  
 

f) Vorrangiger Schutz und weiteren Ausbau der Natürlichen Infrastruktur durch 
Ersatzgeld, § 15 Abs. 6 S. 7 NatInfG-E 
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Die vorgesehene Zweckbindung der Ersatzzahlung wird kritisch gesehen. Nach geltendem Recht 
sind Ersatzzahlungen zweckgebunden für Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege zu verwenden, ohne dabei auf eine bestimmte Gebietskulisse oder ein 
bestimmtes Instrument beschränkt zu sein. Die vorgesehene Ergänzung, wonach die Mittel 
vorrangig für den Schutz und den weiteren Ausbau der Natürlichen Infrastruktur nach § 20a 
NatInfG-E einzusetzen sind, schränkt die bisherige Flexibilität der Mittelverwendung erheblich 
ein. 
 
Insbesondere ist die Anknüpfung an die „Natürliche Infrastruktur" problematisch, da deren 
räumliche und fachliche Ausgestaltung derzeit noch nicht abschließend feststeht. Eine gesetzliche 
Vorfestlegung der Mittelverwendung auf eine noch nicht hinreichend konkretisierte 
Flächenkulisse schafft Rechtsunsicherheit und schränkt den Handlungsspielraum der Länder 
unnötig ein. 
 
Zudem besteht die Gefahr, dass bewährte und naturschutzfachlich wirksame Maßnahmen 
außerhalb dieser Kulisse künftig nur nachrangig oder gar nicht mehr finanziert werden können. 
Dies betrifft insbesondere freiwillige Maßnahmen des Vertragsnaturschutzes, die einen 
wesentlichen Beitrag zum Erhalt der Biodiversität und zur Förderung einer naturverträglichen 
Landbewirtschaftung leisten. Gerade der Vertragsnaturschutz lebt von seiner Flexibilität und der 
Möglichkeit, standortbezogen dort Maßnahmen umzusetzen, wo sie naturschutzfachlich den 
größten Nutzen entfalten – unabhängig davon, ob die Flächen Teil einer gesetzlich definierten 
Infrastrukturkulisse sind. 
 
Eine starre Bindung der Ersatzzahlungen an die „Natürliche Infrastruktur" würde daher den 
Gestaltungsspielraum einschränken, bestehende erfolgreiche Förderinstrumente benachteiligen 
und die effiziente Verwendung der Mittel erschweren. 
 

g) Verordnungsermächtigung, § 15 Abs. 8a NatInfG-E 
 
Die vorgesehene Verordnungsermächtigung wird kritisch bewertet. Zwar ist das Ziel 
nachvollziehbar, Maßnahmen des Klima-, Umwelt-, Küsten- und Hochwasserschutzes sowie der 
Klimaanpassung durch reduzierte Kompensationsanforderungen zu erleichtern. Die Regelung 
lässt jedoch wesentliche Fragen offen und verlagert grundlegende Entscheidungen vom 
parlamentarischen Gesetzgeber auf die Verordnungsebene. 
 
Insbesondere bleibt unklar, für welche Maßnahmen künftig „signifikante Abschläge“ beim 
Ausgleich gelten sollen und nach welchen fachlichen Kriterien diese festgelegt werden. Eine 
derart weitreichende Ermächtigung birgt erhebliche Rechtsunsicherheiten für Vorhabenträger 
und Vollzugsbehörden. Zudem besteht die Gefahr einer uneinheitlichen Anwendung und einer 
Verschiebung des gesetzlich vorgesehenen Ausgleichssystems, ohne dass die maßgeblichen 
Leitplanken bereits im Gesetz selbst geregelt werden. 
 
Aus Sicht der Länder ist ferner kritisch, dass die Auswirkungen auf bestehende land- und 
forstwirtschaftliche Nutzungen sowie auf den Flächenbedarf für Ausgleichsmaßnahmen nicht 
ausreichend berücksichtigt werden. Gerade angesichts der zunehmenden Flächenkonkurrenz 
müssen gesetzliche Regelungen zu einer Reduzierung des Kompensationsbedarfs insgesamt 
beitragen und dürfen nicht lediglich einzelne Vorhaben privilegieren. 
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5. Verwendung von Ersatzzahlungen nach § 15 Abs. 6b NatInfG-E 
 

Die vorgesehene Regelung zur Verwendung von Ersatzzahlungen wird kritisch bewertet. Zwar ist 
es grundsätzlich sinnvoll, Ersatzzahlungen zielgerichtet für Maßnahmen zur Aufwertung von 
Natur und Landschaft einzusetzen. Die vorgesehene Beschränkung auf eigene Maßnahmen der 
öffentlichen Hand oder den Ankauf von Maßnahmen Dritter, insbesondere aus bestehenden 
Ökokonten, greift jedoch zu kurz und schränkt die bewährten Möglichkeiten einer flexiblen und 
fachlich zielgerichteten Mittelverwendung ein. 
 
Insbesondere wird der Vertragsnaturschutz nicht ausreichend berücksichtigt. Freiwillige, 
vertraglich vereinbarte Naturschutzmaßnahmen mit Landbewirtschaftern haben sich als 
wirksames Instrument erwiesen, um Biodiversität, Artenvielfalt und den Erhalt wertvoller 
Lebensräume zu fördern. Sie ermöglichen eine standortangepasste Umsetzung, sichern die 
dauerhafte Einbindung der Bewirtschafter und schaffen Akzeptanz für Naturschutzmaßnahmen. 
 
Eine ausschließliche oder vorrangige Ausrichtung auf eigene Maßnahmen, Flächenankäufe oder 
Ökokonten birgt zudem die Gefahr, dass Naturschutzmittel verstärkt in Flächenerwerb und 
dauerhafte Flächenbindungen gelenkt werden, obwohl auch Bewirtschaftungsmaßnahmen, 
Pflegeleistungen und kooperative Ansätze erhebliche ökologische Wirkungen entfalten können. 
 
Gerade vor dem Hintergrund zunehmender Flächenkonkurrenzen ist sicherzustellen, dass 
Ersatzzahlungen nicht zu einer zusätzlichen Verknappung landwirtschaftlicher Flächen beitragen. 
Entscheidend sollte nicht die Eigentums- oder Sicherungsform der Maßnahme sein, sondern 
deren nachweisbare naturschutzfachliche Wirkung. 
 

6. Erweiterung des Biotopverbundes, § 20 NatInfG-E 
 

Die vorgesehene Anhebung des Flächenziels für den Biotopverbund von bisher 10 Prozent auf 
mindestens 15 Prozent der Landesfläche bis zum 31. Dezember 2030 wird kritisch bewertet. 
 
Bereits die bestehende Zielvorgabe von 10 Prozent stellt die Länder und Kommunen vor 
erhebliche Herausforderungen. Eine zusätzliche pauschale Erhöhung auf 15 Prozent schafft 
weiteren Flächendruck und wird den unterschiedlichen naturräumlichen, agrarstrukturellen und 
wirtschaftlichen Voraussetzungen der Länder nicht gerecht. 
 
Ein verbindliches Prozentziel birgt die Gefahr, dass die quantitative Flächenausdehnung 
gegenüber der tatsächlichen ökologischen Qualität in den Vordergrund tritt. Für einen 
funktionierenden Biotopverbund sind jedoch nicht allein Flächenanteile entscheidend, sondern 
insbesondere die fachliche Eignung, die Lage, die Pflege und die tatsächliche Vernetzungswirkung 
der Flächen. 
 
Die Anhebung auf 15 Prozent verschärft zudem die Konkurrenz um landwirtschaftliche 
Nutzflächen. Landwirtschaftliche Flächen erfüllen bereits heute zahlreiche gesellschaftliche 
Funktionen – von der Ernährungssicherung über die regionale Wertschöpfung bis hin zu Klima- 
und Umweltschutzleistungen. Eine weitere pauschale Ausweitung von Flächenbindungen kann zu 
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zusätzlichen Einschränkungen der Bewirtschaftungsmöglichkeiten und zu einer Schwächung 
landwirtschaftlicher Betriebe führen. 
 
Der Ausbau des Biotopverbundes sollte daher nicht über starre Flächenvorgaben erfolgen, 
sondern über fachlich priorisierte, regionale und freiwillige Maßnahmen. Gerade der 
Vertragsnaturschutz und kooperative Ansätze mit Eigentümern und Bewirtschaftern bieten 
bessere Voraussetzungen für einen dauerhaften Erfolg. 
 

7. Natürliche Infrastruktur, § 20a 
 

a) Kulisse der Natürlichen Infrastruktur, § 20a 
 
Die Definition der natürlichen Infrastruktur in § 20a Abs. 2 NatInfG-E begegnet erheblichen 
Bedenken. 
 
Bereits die Umschreibung der natürlichen Infrastruktur als „Kulisse von Flächen, die für die 
Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege von besonderer Bedeutung 
sind“, enthält mit der „besonderen Bedeutung“ einen unbestimmten Rechtsbegriff, dessen 
inhaltliche Konturen der Gesetzentwurf nicht näher bestimmt. Weder ist ersichtlich, nach 
welchen Kriterien die besondere Bedeutung zu beurteilen ist, noch lässt sich dem Gesetz 
entnehmen, welche Rechtsfolgen sich aus der Einordnung einer Fläche als Bestandteil der 
natürlichen Infrastruktur ergeben sollen. 
 
Hinzu kommt, dass die in § 20a Abs. 2 genannten Flächenkategorien außerordentlich weit gefasst 
sind. Neben bereits bestehenden Schutzgebietskategorien werden unter anderem sämtliche 
gesetzlich geschützten Biotope, Moorböden, unbebaute rezente Auen, Flächen des 
Biotopverbundes, Vorkommensgebiete seltener oder gefährdeter Arten, Biotopverbundachsen 
und -korridore, Landschaften von hervorragender Bedeutung sowie natürliche oberirdische 
Gewässer einschließlich ihrer Uferzonen und Altauen erfasst. Gerade die letztgenannten 
Kategorien zeichnen sich durch einen hohen Konkretisierungsbedarf aus und können – abhängig 
von ihrer planerischen Ausgestaltung – einen erheblichen Teil der Landesfläche umfassen. Der 
Gesetzentwurf enthält jedoch keine Aussage über den räumlichen Umfang der vorgesehenen 
Kulisse und ermöglicht damit eine erhebliche Ausweitung ihres Anwendungsbereichs. 
 
Besonders kritisch ist, dass zahlreiche Bestandteile der natürlichen Infrastruktur erst durch die 
Landschaftsplanung konkretisiert werden sollen. Damit wird die Reichweite der gesetzlichen 
Kulisse in wesentlichen Teilen auf nachgelagerte Planungsentscheidungen verlagert. Für 
Grundstückseigentümer und Vorhabenträger bleibt daher unklar, welche Flächen künftig der 
natürlichen Infrastruktur zugeordnet werden und welche rechtlichen Konsequenzen sich hieraus 
ergeben. Dies beeinträchtigt die erforderliche Rechts- und Planungssicherheit. 
 
Vor diesem Hintergrund genügt die Regelung den Anforderungen an Normenklarheit und 
Bestimmtheit nur eingeschränkt. Soweit mit der Zuordnung zur natürlichen Infrastruktur 
rechtliche Bindungen oder Einschränkungen für die Flächennutzung verbunden sein sollen, 
müssen Umfang, Abgrenzung und Rechtsfolgen der Kulisse unmittelbar im Gesetz hinreichend 
bestimmt geregelt werden. 
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Es wird daher gefordert, die Flächenkulisse der natürlichen Infrastruktur deutlich zu 
konkretisieren, ihren räumlichen Umfang nachvollziehbar zu begrenzen und die mit ihrer 
Ausweisung verbundenen Rechtsfolgen ausdrücklich gesetzlich festzulegen. Ferner ist 
klarzustellen, dass eine Erweiterung der Kulisse nicht durch unbestimmte gesetzliche Vorgaben 
oder nachgelagerte Planungsentscheidungen erfolgen darf, sondern einer ausdrücklichen 
gesetzlichen Grundlage bedarf. 
 
 
 

 
Abbildung: Natürliche Infrastruktur in Hessen – soweit aktuell auf Karten einsehbar, 

https://umweltdaten.hessen.de/mapapps/resources/apps/natureg/index.html?lang=de  

 
In Hessen würde die vorgesehene Flächenkulisse einen erheblichen Teil der Landesfläche erfassen 
(Abbildung). Betroffen wären nicht nur bereits besonders geschützte Gebiete, sondern auch 
Flächen, die derzeit land- und forstwirtschaftlich genutzt werden oder für andere Nutzungen und 
Vorhaben von erheblicher Bedeutung sind. Hierzu zählen insbesondere Flächen für den Ausbau 
der Verkehrs- und Energieinfrastruktur, für den Wohnungs- und Gewerbebau sowie für 
Maßnahmen der Wasserwirtschaft und des Hochwasserschutzes. 
 
Gerade die Einbeziehung von Moorböden, Auen, Biotopverbundachsen, Vorkommensgebieten 
seltener oder gefährdeter Arten sowie Landschaften von hervorragender Bedeutung führt dazu, 
dass sich die Kulisse nicht auf einzelne, klar abgegrenzte Schutzflächen beschränkt, sondern weite 
Teile der offenen Landschaft erfassen kann. Da der Gesetzentwurf weder den voraussichtlichen 
räumlichen Umfang der Kulisse beziffert noch deren Auswirkungen auf bestehende Nutzungen 
und künftige Vorhaben bewertet, bleibt unklar, welche Flächen künftig von den mit der 
natürlichen Infrastruktur verbundenen Anforderungen betroffen sein werden. 
 
Eine derart weitreichende und zugleich dynamisch ausgestaltete Flächenkulisse ist geeignet, die 
Planungs- und Investitionssicherheit für Grundstückseigentümer, Land- und Forstwirtschaft sowie 
Vorhabenträger erheblich zu beeinträchtigen.  
 
Vor diesem Hintergrund ist der räumliche Umfang der natürlichen Infrastruktur im Gesetz deutlich 
einzugrenzen und ihre Abgrenzung anhand objektiver und nachvollziehbarer Kriterien 
vorzunehmen. Zudem sind die mit einer Einbeziehung in die Kulisse verbundenen Rechtsfolgen 
eindeutig gesetzlich zu regeln. 

https://umweltdaten.hessen.de/mapapps/resources/apps/natureg/index.html?lang=de
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b) Schutz und Ausbau der Natürlichen Infrastruktur, § 20a 

 
Die Formulierung in § 20a Abs. 1 NatInfG-E „Die natürliche Infrastruktur ist zu schützen und weiter 
auszubauen“ ist zu streichen. 
 
Vor dem Hintergrund, dass die Neuregelung in § 20a NatInfG-E sowohl eine Schutz- als auch eine 
Ausbauverpflichtung vorsieht, ist zu klären, welche Rechtsfolgen mit der neu vorgesehenen 
Kulisse der natürlichen Infrastruktur verbunden sind. 
 
Die Formulierung in § 20a NatInfG-E, wonach die natürliche Infrastruktur „zu schützen“ ist, lässt 
sich zum einen als Zielbestimmung des Naturschutzrechts verstehen, die sowohl den Gesetzgeber 
als auch die vollziehende Gewalt und die Rechtsanwender bindet. In diesem Sinne bestimmt 
bereits § 1 BNatSchG als Regelung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege den 
allgemeinen Grundsatz, dass Natur und Landschaft nach Maßgabe der dortigen Vorgaben zu 
schützen sind (§ 1 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 1 und 4 sowie Abs. 4 Nr. 3 BNatSchG). 
 
Zum anderen wird die Formulierung „zu schützen“ im Bundesnaturschutzgesetz auch im 
Zusammenhang mit den besonderen Schutzkategorien verwendet. So bestimmt Kapitel 4 
BNatSchG, dass bestimmte Teile von Natur und Landschaft besonders zu schützen sind (vgl. § 24 
Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1, § 25 Abs. 1 und Abs. 3 Satz 1 BNatSchG). In diesem Verständnis 
zieht die Schutzverpflichtung die Ausweisung entsprechender Flächen als besonders geschützte 
Teile von Natur und Landschaft nach sich. Die Kulisse der natürlichen Infrastruktur käme damit 
einer eigenständigen Schutzkategorie gleich. Hieraus könnte ein umfassender Schutz vor 
Beeinträchtigungen abgeleitet werden, der kollidierende Nutzungen und Vorhaben auf den 
betroffenen Flächen ausschließt oder erheblich einschränkt. Die Einbeziehung von Flächen in die 
Kulisse der natürlichen Infrastruktur hätte somit zur Folge, dass deren Schutz der Nutzung der 
Flächen sowie der Zulassung von Vorhaben auf den Flächen oder in ihrem Umfeld entgegenstehen 
kann. Die Vereinbarkeit der Flächennutzung bzw. der Vorhaben mit den Schutzzielen der 
natürlichen Infrastruktur wäre dann im jeweiligen Zulassungsverfahren zu prüfen. 
 
Die Formulierung, wonach die natürliche Infrastruktur „weiter auszubauen“ ist, wirft darüber 
hinaus erhebliche Fragen hinsichtlich ihrer rechtlichen Tragweite auf. Sie kann als 
Regelungsauftrag verstanden werden, die bestehende Kulisse der natürlichen Infrastruktur 
fortlaufend zu erweitern und durch weitere gesetzliche oder untergesetzliche Konkretisierungen 
auszubauen. Damit besteht die Gefahr, dass der Anwendungsbereich der Vorschrift schrittweise 
auf zusätzliche Flächen ausgedehnt wird und weitere Flächen künftig leichter in die Kulisse der 
natürlichen Infrastruktur einbezogen werden können. Die Ausbauverpflichtung schafft insoweit 
eine rechtliche Grundlage für eine dynamische Erweiterung der Schutzkulisse, deren Umfang und 
Grenzen dem Gesetzeswortlaut selbst nicht hinreichend zu entnehmen sind. Dies führt zu 
erheblicher Rechtsunsicherheit für Flächeneigentümer und Vorhabenträger. 
 

c) Bezugspunkt für weitere Anforderungen 
 
Darüber hinaus ist auf einen weiteren wesentlichen Gesichtspunkt hinzuweisen: An die neu 
geschaffene Kulisse der natürlichen Infrastruktur können künftig weitere rechtliche 
Anforderungen sowie Ge- und Verbote anknüpfen.  
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Bereits heute knüpfen zahlreiche naturschutzrechtliche Regelungen an bestimmte 
Gebietskulissen an. So gelten etwa Anwendungsbeschränkungen für Pflanzenschutzmittel auf 
Grundlage einschlägiger Rechtsverordnungen in bestimmten Schutzgebietskulissen, 
beispielsweise in Natura-2000-Gebieten.  
 
Mit der Einführung einer eigenständigen Kulisse der natürlichen Infrastruktur wird die Grundlage 
dafür geschaffen, künftig weitere flächenbezogene Ge- und Verbote oder sonstige 
Nutzungsbeschränkungen an diese Kulisse anzuknüpfen. Vor diesem Hintergrund ist insbesondere 
der in § 20a Abs. 1 enthaltene Ausbaugedanke kritisch zu bewerten. In Verbindung mit den weit 
gefassten und teilweise unbestimmten Rechtsbegriffen bei der Abgrenzung der natürlichen 
Infrastruktur besteht die Gefahr einer schrittweisen Ausweitung der Flächenkulisse und der daran 
anknüpfenden rechtlichen Anforderungen, ohne dass deren Umfang und Grenzen bereits im 
Gesetz hinreichend bestimmt festgelegt sind. 
 
Aus Gründen der Rechtsklarheit und Planungssicherheit ist daher sicherzustellen, dass die Kulisse 
der natürlichen Infrastruktur klar und abschließend bestimmt wird und nicht als 
Anknüpfungspunkt für künftig weitreichende, gesetzlich bislang nicht absehbare 
Nutzungsbeschränkungen dient. 
 
 

d) Zurverfügungstellung von Angaben durch die Länder, § 20a Abs. 4 
 
Es ist nicht ersichtlich, auf welcher Datengrundlage die Länder die erforderlichen Informationen 
vollständig und einheitlich bereitstellen sollen. Da wesentliche Bestandteile der natürlichen 
Infrastruktur erst durch die Landschaftsplanung oder andere fachliche Bewertungen konkretisiert 
werden, ist mit einem erheblichen Erfassungs-, Abstimmungs- und Aktualisierungsaufwand zu 
rechnen. Der Gesetzentwurf enthält jedoch weder eine Abschätzung des hierdurch entstehenden 
Verwaltungsaufwands noch Aussagen zur Finanzierung der zusätzlichen Aufgaben. 
 
Es wird daher gefordert, die Datenübermittlungspflichten hinsichtlich Umfangs, Inhalt, 
Aktualisierungsintervallen und Verwendungszweck gesetzlich eindeutig zu bestimmen. Zudem ist 
der mit der Datenerhebung und -pflege verbundene Verwaltungsaufwand zu ermitteln und im 
Gesetzentwurf angemessen zu berücksichtigen. 
 

8. Biotopverbund, Biotopvernetzung, § 21 NatInfG-E 
 

Die vorgesehenen Änderungen in § 21 BNatSchG werden kritisch bewertet, da sie zu einer 
erheblichen Ausweitung rechtlicher Sicherungsinstrumente und damit zu zusätzlichen 
Nutzungseinschränkungen führen können. 
 
Insbesondere die Vorgabe, dass Kernflächen vollständig sowie Verbindungsflächen und 
Verbindungselemente überwiegend durch Schutzgebietsausweisungen nach § 20 Absatz 2, 
planungsrechtliche Festlegungen oder langfristige vertragliche Vereinbarungen rechtlich zu 
sichern sind, birgt erhebliche Risiken für die landwirtschaftliche Flächennutzung. Dies kann zu 
einer schleichenden Einschränkung der Bewirtschaftungsfreiheit, zu Wertverlusten 
landwirtschaftlicher Flächen und zu einer weiteren Verschärfung der Flächenkonkurrenz führen. 
Die Regelung schafft einen erheblichen Druck zur zusätzlichen Inanspruchnahme und dauerhaften 
Bindung von Flächen, ohne ausreichend zu berücksichtigen, dass land- und forstwirtschaftlich 
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genutzte Flächen bereits heute vielfältige Funktionen für den Natur- und Artenschutz erfüllen. 
Gerade vor dem Hintergrund der Sicherung der Ernährungsvorsorge, der Energieversorgung und 
der Anpassung an den Klimawandel müssen landwirtschaftliche Nutzflächen flexibel 
bewirtschaftbar bleiben. 
 
Darüber hinaus bleibt unklar, nach welchen Kriterien „Kernflächen“, „Verbindungsflächen“ und 
„Verbindungselemente“ konkret abgegrenzt werden. Ohne klare fachliche und räumliche 
Begrenzungen besteht die Gefahr einer weiten Auslegung durch die Länder und Behörden. Dies 
kann zu einer uneinheitlichen Anwendung und zu zusätzlichen Belastungen für Eigentümer und 
Bewirtschafter führen. 
 
Positiv ist zwar, dass neben Schutzgebietsausweisungen auch vertragliche Vereinbarungen und 
andere geeignete Maßnahmen genannt werden. Diese Instrumente sollten jedoch nicht lediglich 
ergänzend, sondern vorrangig genutzt werden, da sie Kooperation, Akzeptanz und eine 
standortangepasste Umsetzung ermöglichen. 
 
 

9. Befreiung, § 67 NatInfG-E 
 
Die Ergänzung des § 67 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 um den Belang „Tierwohl“ wird grundsätzlich 
begrüßt, da damit ein weiterer gesellschaftlich bedeutsamer Belang ausdrücklich berücksichtigt 
wird. Die Aufnahme allein des Tierwohls greift jedoch zu kurz und bildet die vielfältigen 
Anforderungen an eine leistungsfähige und nachhaltige Landwirtschaft nicht ausreichend ab. 
 
Die landwirtschaftliche Produktion erfüllt zentrale Funktionen der Daseinsvorsorge. Hierzu 
gehören insbesondere die Sicherung der Lebensmittelversorgung, die Erhaltung regionaler 
Wertschöpfungsketten, die Versorgung mit nachwachsenden Rohstoffen sowie die Pflege und 
Bewirtschaftung der Kulturlandschaft. Diese Belange haben angesichts zunehmender globaler 
Unsicherheiten und steigender Anforderungen an Resilienz und Versorgungssicherheit eine 
erhebliche Bedeutung. 
 
Es ist daher nicht sachgerecht, im Rahmen der Regelung lediglich das Tierwohl als gewichtigen 
Belang hervorzuheben, während die Lebensmittelproduktion und die Ernährungssicherung 
unberücksichtigt bleiben. Eine solche Gewichtung könnte zu einer einseitigen Betrachtung führen 
und den Stellenwert der landwirtschaftlichen Erzeugung als Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge 
nicht angemessen widerspiegeln. 
 
Darüber hinaus sollten weitere öffentliche Belange berücksichtigt werden, die bei 
naturschutzrechtlichen Entscheidungen und Abwägungen regelmäßig eine Rolle spielen. Dazu 
zählen insbesondere die Sicherung der regionalen Versorgung, die Existenzsicherung 
landwirtschaftlicher Betriebe, die Pflege der Kulturlandschaft sowie die Anpassung der 
Landwirtschaft an den Klimawandel. 
 

10. Aktuelle Gesetzgebung im Naturschutzrecht  
 
Angesichts der derzeit parallel laufenden Gesetzgebungsverfahren 
(Umweltmodernisierungsgesetz, Gesetz zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur, Infrastruktur-
Zukunftsgesetz) und der Umsetzung verschiedener ineinandergreifender Rechtsakte sind auch 
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deren Wechselwirkungen zu berücksichtigen. Insbesondere ist auf die sich überschneidenden 
Flächenkulissen und die hieran anknüpfenden Rechtsfolgen hinzuweisen. 
 

a) NatInfG-E und Umsetzung der Wiederherstellungsverordnung 
 
Mit dem NatInfG-E sieht der Bundesgesetzgeber bereits konkrete Gesetzesänderungen (auch) zur 
Umsetzung der Wiederherstellungsverordnung (WVO) vor. In der Begründung des 
Referentenentwurfs wird darauf abgestellt, dass das Gesetz auch zur Erfüllung internationaler 
Verpflichtungen, insbesondere der Wiederherstellung der Natur im Sinne der WVO beitragen soll. 
Dementsprechend weist der Entwurf konkrete Bezüge zur WVO auf und regelt Instrumente zu 
deren Umsetzung. 
 
Das NatInfG-E schafft mit der Kulisse der natürlichen Infrastruktur gem.  § 20a NatInfG-E und der 
Erweiterung der Landschaftsplanung nach § 9 NatInfG-E räumlich-planerische Instrumente zur 
Identifikation und Sicherung von Flächen für Wiederherstellungsmaßnahmen. 
 
Aus der Begründung des NatInfG-E und der beabsichtigten Neuregelung folgt, dass die 
Konkretisierung der Wiederherstellungsmaßnahmen und -flächen über das Instrument der 
Landschaftsplanung erfolgen soll. Dabei ist zu beachten, dass Landschaftsplänen und -
programmen zwar in der Regel - ohne landesrechtliche Festsetzung - keine 
Außenrechtsverbindlichkeit zukommt, jedoch folgt aus zahlreichen Vorschriften des BNatSchG, 
dass der Landschaftsplanung eine indirekte bzw. relative Bindungswirkung sowie ein 
Berücksichtigungsgebot zukommt. Dies hat wiederum direkten Einfluss auf eine Vielzahl von 
Zulassungs- und Verwaltungsverfahren, in die die Feststellungen der Landschaftsplanung 
einfließen. 
 
Eigentlich soll der der Wiederherstellungsplan festlegen, welche Flächen und Maßnahmen zur 
Erreichung der Wiederherstellungsziele heranzuziehen sind, und bildet damit das zentrale 
Umsetzungsinstrument der Verordnung. Der Plan beliebt allerdings sehr abstrakt und zeigt nur 
sogenannte Suchräume auf.  
 
Diese fehelende Konkretisierung von Wiederherstellungsflächen scheint nun mit dem NatInfG-E 
gelöst werden zu wollen. 
 

b) Rechtsfolge der Klassifizierung von Wiederherstellungsflächen 
 
Von entscheidender Bedeutung ist dabei, welche Flächen als Wiederherstellungsflächen 
ausgewiesen werden und welche rechtlichen Folgen mit einer entsprechenden Einstufung für 
Eigentümer, Bewirtschafter und die künftige Flächennutzung verbunden sind. 
 
Hinsichtlich der Rechtsfolge spielen Art. 4 Abs. 11 und 12 WVO eine maßgebliche Rolle. Sie 
knüpfen ausdrücklich an Flächen an, „die Wiederherstellungsmaßnahmen gemäß den Absätzen 
1, 4 und 7 unterliegen“. Die Normen setzen damit voraus, dass bestimmt wird, auf welchen 
Flächen Wiederherstellungsmaßnahmen durchgeführt werden.  
 
Der Wortlaut von Art. 4 Abs. 11 und 12 WVO weist deutliche Parallelen zu den Regelungen der 
FFH-Richtlinie und der Wasserrahmenrichtlinie auf. Soweit der nationale Gesetzgeber keine 
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abweichenden Konkretisierungen trifft, ist daher davon auszugehen, dass sich ein vergleichbares 
Schutzregime mit Verschlechterungsverboten und Verbesserungsgeboten entwickelt. 
 
Art. 4 Abs. 11 und 12 WVO ist zudem geeignet, für die betroffenen Flächen ein faktisches 
Veränderungsverbot zu begründen. Die Verpflichtung zur kontinuierlichen Verbesserung setzt 
voraus, dass Maßnahmen unterbleiben, die die Erreichung des angestrebten Zielzustands 
beeinträchtigen oder eine Verschlechterung des Zustands bewirken können. Wie bei den 
vergleichbar ausgestalteten Regelungen des Art. 6 Abs. 2 FFH-Richtlinie und des Art. 4 
Wasserrahmenrichtlinie wird der konkrete inhaltliche Maßstab erst durch nachfolgende 
planerische Festlegungen bestimmt. Die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen ergeben sich 
jedoch – unabhängig von der Rechtsnatur des nationalen Umsetzungsakts – bereits unmittelbar 
aus Art. 4 Abs. 11 WVO. 
 
Für die Land- und Forstwirtschaft können sich hieraus erhebliche Auswirkungen ergeben. Diese 
können insbesondere in Einschränkungen der Bewirtschaftungsintensität, dem Ausschluss 
bestimmter Nutzungsänderungen, der Bindung an vorgegebene Bewirtschaftungsformen oder 
der dauerhaften Sicherung bestimmter Flächenzustände bestehen. 
 

c) Beteiligung der betroffenen Eigentümer, Bewirtschafter und der Öffentlichkeit 
 
Der Gesetzentwurf weist in diesem Kontext Defizite bei der Beteiligung der betroffenen 
Eigentümer, Bewirtschafter und der Öffentlichkeit auf. Vor der Festlegung konkreter Flächen und 
Wiederherstellungsmaßnahmen ist eine frühzeitige Beteiligung sicherzustellen. 
 
Das Naturschutzrecht ist von dem Grundsatz geprägt, dass Betroffene und die interessierte 
Öffentlichkeit frühzeitig in Planungen und Maßnahmen einzubeziehen sind. Dies ist in § 3 Absatz 
6 BNatSchG ausdrücklich normiert: „Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen 
Behörden gewährleisten einen frühzeitigen Austausch mit Betroffenen und der interessierten 
Öffentlichkeit über ihre Planungen und Maßnahmen.“ 
 
Hieraus folgt, dass ein Austausch mit den Betroffenen jedenfalls vor der Konkretisierung von 
Flächen und der Festlegung von Wiederherstellungsmaßnahmen erfolgen muss. Soll – wie sich 
aus dem vorliegenden Entwurf des Natürliche-Infrastruktur-Gesetzes (NatInfG) abzeichnet – die 
Landschaftsplanung nach §§ 8 ff. BNatSchG maßgeblich der Umsetzung der WVO dienen, 
offenbart der Entwurf ein erhebliches Beteiligungsdefizit. Weder § 9 NatInfG-E noch die 
bestehenden Vorschriften über die Aufstellung von Landschaftsprogrammen und 
Landschaftsrahmenplänen enthalten ausdrückliche Regelungen zur Beteiligung der Öffentlichkeit 
oder der betroffenen Eigentümer und Bewirtschafter. 
 
Gerade vor dem Hintergrund der mit der Umsetzung der Wiederherstellungsverordnung 
verbundenen erheblichen Rechtsfolgen ist eine frühzeitige Beteiligung jedoch unerlässlich. 
Bereits die Festlegung von Flächen, die für Wiederherstellungsmaßnahmen vorgesehen sind, kann 
erhebliche Auswirkungen auf Eigentum, Bewirtschaftung und künftige Nutzungsmöglichkeiten 
entfalten. Daher besteht unabhängig von einer ausdrücklichen instrumentenbezogenen Regelung 
bereits auf Grundlage des § 3 Absatz 6 BNatSchG die Verpflichtung, die betroffenen Eigentümer, 
Bewirtschafter und die interessierte Öffentlichkeit frühzeitig in den Planungsprozess 
einzubeziehen. 
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Auch für vorbereitende Maßnahmen, die in der WVO vorgesehen sind und von der 
Bundesrepublik Deutschland durchzuführen sind, sind die Verfahrensrechte und die Rechte der 
Eigentümer zu wahren. Dies gilt insbesondere für die in Art. 14 Abs. 6 WVO enthaltene Pflicht der 
Mitgliedstaaten zur Ermittlung und Kartierung der land- und forstwirtschaftlichen Flächen, die der 
Wiederherstellung bedürfen. 
 
 

II. Abschließendes  
 
Aus Sicht des Landes Hessen ist ein ausgewogener Ausgleich zwischen den Belangen des Natur- 
und Klimaschutzes einerseits sowie den Erfordernissen der Ernährungssicherung, der 
Daseinsvorsorge, der wirtschaftlichen Entwicklung und des Eigentumsschutzes andererseits 
sicherzustellen. Naturschutz kann dauerhaft nur gemeinsam mit den Flächeneigentümern und 
Bewirtschaftern gelingen. Hierfür bedarf es kooperativer Ansätze, freiwilliger Instrumente und 
einer angemessenen Honorierung von Naturschutzleistungen anstelle zusätzlicher 
ordnungsrechtlicher Vorgaben und pauschaler Flächenziele. 
 
Der Gesetzentwurf sollte daher insbesondere hinsichtlich der vorgesehenen Flächenkulissen, der 
Abwägungsregelungen, der Kompensationsvorschriften sowie der Umsetzung der WVO 
überarbeitet werden. Erforderlich sind praxistaugliche, rechtssichere und vollziehbare 
Regelungen, die den Ländern ausreichende Gestaltungsspielräume belassen und die 
unterschiedlichen regionalen Gegebenheiten berücksichtigen. 
 
Der Veröffentlichung dieser Stellungnahme stimme ich zu.  

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 

 

 
(komm. Abteilungsliter) 
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